
C O RO N A

Politik

im Dilemma

Von Sven Christian Schulz

D
ie Impfquote in Deutschland
stagniert seit vielen Tagen,

gleichzeitig erreichen die Corona-
Fallzahlen immer neue Höchst-
stände. Doch an einheitlichen
Maßnahmen fehlt es im politi-
schen Deutschland.

2G wird nun in besonders be-
troffenen Regionen eingeführt,
doch Deutschland steckt in einem
Dilemma: Will man den Druck
auf Ungeimpfte erhöhen, scheint
2G das einzige Werkzeug zu sein,
das die Politik noch vor der Ein-
führung einer Impfpflicht hat.
Aber es ist ein Werkzeug voller
Risiken.

Es ist fraglich, ob der kurzzeiti-
ge Ausschluss aus Restaurants
wirklich Menschen zur Impfung
bewegen kann, die monatelang
damit gehadert haben. Drängt es
Ungeimpfte gar zu unkontrollier-
baren Privatpartys und dem Kauf
gefälschter Impfpässe?

Die Politik muss sich eingeste-
hen, dass ihre Impfkommunikati-
on Millionen Menschen nicht
überzeugt hat und ihr letztes In-
strument gegen die Pandemie vol-
ler Risiken steckt. Im Kampf ge-
gen die Corona-Welle gilt es, das
Instrumentarium schnell zu er-
weitern, von kostenlosen Tests
und 2G-Plus-Modellen bis hin zu
Mobilitäts- und Kontaktbeschrän-
kungen. Auch Einschränkungen
für Geimpfte dürfen – 2G zum
Trotz – angesichts der Impfdurch-
brüche kein Tabu mehr sein.
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SPD-VORSIT Z

Ein Duo für

Olaf Scholz

Von Tobias Peter

F
riede, Freude, Sozialdemokra-
tie: Die SPD löst ihre Vorsit-

zendenfrage erstaunlich rei-
bungslos. Nachdem Norbert Wal-
ter-Borjans seinen Rückzug ange-
kündigt hat, läuft es auf ein Füh-
rungsduo aus Saskia Esken und
Lars Klingbeil hinaus.

Olaf Scholz kann mit dieser
Konstellation sehr zufrieden sein.
Mit dem 43-jährigen Klingbeil
rückt einer in die erste Reihe, der
als Generalsekretär gezeigt hat,
dass er erfolgreich einen Wahl-
kampf managen kann. Mit Esken
verbindet den voraussichtlichen
Kanzler Scholz eine besondere
Geschichte. Gemeinsam mit Wal-
ter-Borjans und kräftiger Juso-
Unterstützung hat sie Scholz im
Kampf um den Parteivorsitz vor
zwei Jahren geschlagen. Danach
sind beide Seiten aufeinander zu-
gegangen. Die Wahlkampagne
verlief ohne Störfeuer vom linken
Parteiflügel – wäre Scholz selbst
Parteichef geworden, hätte er das
so nie hinbekommen.

Daher ist es auch schlau von
Scholz, dass er jetzt nicht selbst
nach dem Parteivorsitz greift. Die
SPD wiederum sollte so klug sein
zu verinnerlichen, dass sie die
Wahl vor allem wegen ihres Kanz-
lerkandidaten gewonnen hat.
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LEITA RTIKEL

Soziales Klima

Beim Kampf gegen

die Erderwärmung

stellen sich immer

auch Fragen der

Gerechtigkeit. Gute

Antworten sind rar.

E
s ist ein wahres Wort, das
Bayerns Ministerpräsident

Markus Söder am Wochenende
gesprochen hat: Für die klima-
politisch sinnvolle Verteuerung
fossiler Energie müsse der Staat
einen Ausgleich schaffen, damit
„aus der ökologischen keine dau-
erhafte soziale Frage“ werde.

Die Warnung ist berechtigt.
Aber die Vorschläge, die der
CSU-Chef macht, offenbaren zu-
mindest teilweise ein seltsames
Verständnis von sozialen Fragen.
Sozial im Sinne einer gerechten
Lastenverteilung ist die Forde-
rung, Menschen mit wenig Geld
bei den Heizkosten zu unterstüt-
zen. Sozial in diesem Sinne wäre
es aber ganz und gar nicht, die
Mehrwertsteuer auf Benzin vo-
rübergehend zu senken, wie Sö-
der das ebenfalls verlangt.

An diesem Punkt zeigt sich
eine Gefahr, die die ganze Klima-
schutzdebatte in eine erhebliche
Schieflage zu bringen droht: Die
Belastungen, die für Menschen
mit geringem Einkommen tat-
sächlich schwer zu tragen sind,
scheinen manche in der Politik

zu einem zweifach falschen Spiel
zu verleiten.

Zum einen stellen sie den
mühsam errungenen und nicht
gerade radikalen Kompromiss
infrage, auf den sich die noch
amtierende Bundesregierung
nach langem Hin und Her geei-
nigt hatte. Er bestand bekannt-
lich darin, die klimaschädlichen
Folgen fossiler Energiegewin-
nung wenigstens teilweise im
Preis von Öl, Gas und Kohle ab-
zubilden. Zum anderen wächst
die Neigung, aus Angst vor Pro-
testen in aller Eile Entlastungen
für alle zu fordern statt speziell
für diejenigen, die sie brauchen.

Beispiel Benzinpreis: Wer es
sich leisten kann, durch den
überdimensionierten Motor sei-
nes SUV oder Sportwagens liter-
weise Benzin zu jagen, braucht
keine geringere Mehrwertsteuer,
sondern allenfalls Beratung in
ökologischen und sozialen Fra-
gen. Wer wenig verdient und ein
ganz normales Auto benutzt, weil
es den Bus vom Wohnort zum
Arbeitsplatz nicht gibt, braucht
dagegen sehr wohl eine Entlas-
tung. Gezielte Hilfen wären also
das Gebot der Stunde, nicht aber
das Verteilen von Geld nach dem
Gießkannenprinzip.

Zusätzlich zu den aktuellen
Sorgen vor einem teuren Winter
steckt hinter dieser Debatte viel-
leicht eine der entscheidenden
Fragen für die Politik der kom-
menden Jahre. Prinzipiell haben
sich ja inzwischen alle ernstzu-
nehmenden politischen Kräfte
den Klimaschutz auf die Fahnen

geschrieben. Aber ob es gelingt -
und ob es überhaupt gewünscht
ist -, ihn mit dem notwendigen
sozialen Ausgleich in Einklang zu
bringen, ist offen. Nur eins lässt
sich prognostizieren: Gelingt das
nicht, werden große Teile der Be-
völkerung nicht für die Energie-
wende zu gewinnen sein – und
daran könnte sie scheitern.

Markus Söder spielt genau
darauf an, wenn er den Benzin-
preisprotest der französischen
Gelbwesten zitiert. Aber das
nutzt nichts, wenn die Politik es
unterlässt, aus der Klimapolitik
ein öko-soziales Projekt zu ma-
chen – mit gleicher Betonung auf
beiden Teilen. Sonst wird die
Energiewende zu einem weiteren
Verstärker der ungerechten Ver-
teilung zwischen Arm und Reich,
an der die Verantwortlichen seit
Jahren nichts ändern.

Nun wäre Söder so wichtig
auch wieder nicht, wenn diese
Gefahr nicht auch anderswo auf-
scheinen würde. So haben SPD,
Grüne und FDP in ihrem Sondie-
rungspapier zur künftigen Am-
pelregierung zwar angekündigt,
die Verbraucherinnen und Ver-
braucher von der EEG-Umlage zu
entlasten. Aber auch das ist Gieß-
kanne, weil alle gleichermaßen
davon profitieren. Vor allem
dann, wenn die Finanzierung der
Umlage aus Steuermitteln nicht
mit einer stärkeren Belastung für
große Vermögen und hohe Ein-
kommen verbunden wird. Was
bekanntlich an der FDP scheitert.

Gerade wenn die Ampel beim
Thema der gerechten Lastenver-

teilung schwach leuchten sollte,
muss die soziale Frage möglichst
laut und zugleich intelligent dort
gestellt werden, wo sie politisch
zu Hause ist: Die bei der Wahl so
stark gerupfte Linke sollte es als
ihre Chance begreifen zu formu-
lieren, wie sich der Kampf gegen
die Klimakatastrophe mit einem
gerechten Umbau von Wirtschaft
und Gesellschaft verbinden lässt.

Die Linkspartei hat dazu An-
sätze im Programm, etwa eine
konsequente Staffelung der Ener-
giepreise, die die oft wohlhaben-
den Vielverbrauchenden mit hö-
heren Kosten „bestraft“. Diese
Ansätze sind vor der Wahl im un-
seligen Streit um „Lifestyle-Lin-
ke“ und ähnlichen Unsinn unter-
gegangen. Aber es muss eine Par-
tei geben, so klein sie auch ge-
worden ist, die den entschiede-
nen öko-sozialen Umbau gegen
eine wahrscheinlich zögerliche
Regierung in Stellung bringt.

Das mag komplizierter sein,
als mit Anflügen von Populismus
das Aussetzen der nächsten Er-
höhung beim CO2-Preis zu for-
dern, wie es in Teilen der Partei
zuletzt schon geschehen ist. Aber
einfach kann auch Söder.
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